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Antrag 

des Ausschusses für Wahiprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Immunitätsangelegenheiten — 


betr. Genehmigung zur Zeugenvernehmung von Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages gemäß § 50 Abs. 3 StPO 
hier: Schreiben des Bundesministers der Justiz 
vom 21. Juli und 15. September 1975 
- 4020 E - (200) - 35/75 VS - 

A. Problem 

Gemäß § 50 Abs. 1 StPO sind die Mitglieder des Bundestages 
während ihres Aufenthaltes am Sitz der Versammlung dort zu 
vernehmen. Zur Abweichung bedarf es nach § 50 Abs. 3 StPO 
der Genehmigung des Bundestages. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung hat die genannte Vorschrift dahin gehend ausyelegt, daß 
es außerhalb der Sitzungswochen des Bundestages keiner Ge- 
nehmigung gemäß § 50 Abs. 3 StPO bedarf — dasselbe gilt sei- 
ner Meinung nach auch für § 382 ZPO — , da durch eine Ver- 
nehmung eines Mitgliedes des Bundestages während dieser Zeit 
keine schutzwürdigen Interessen des Parlaments berührt wer- 
den. Da entsprechend dieser Praxis die Mitglieder des Bundes- 
tages Börner, Ehrenberg, Leber und Reuschenbach bereits ver- 
nommen wurden, brauchte für ihre Vernehmung die ebenfalls 
mit Schreiben vom 21. Juli 1975 beantragte Genehmigung nicht 
erteilt zu werden. 


B. Lösung 

Genehmigung des Antrages des Bundesministers der Justiz be- 
züglich der Vernehmung der Abgeordneten Bahr, Brandt und 
Dr. Ehmke. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 
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C. Alternativen 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung hat beschlossen zu prüfen, ob für die Genehmigung gemäß 
§ 50 Abs. 3 StPO ein anderes Verfahren gewählt werden sollte. 


D. Kosten 

keine 


Antrag des Ausschusses 


Die Genehmigung zur Vernehmung der Abgeordneten Bahr, 
Brandt und Dr. Ehmke als Zeugen gemäß § 50 Abs. 3 StPO wird 
erteilt. 


Bonn, den 17. September 1975 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 

Schulte (Unna) Dr, Klein (Göttingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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